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(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) 2016/1450 DER KOMMISSION 

vom 23. Mai 2016 

zur Ergänzung der Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates durch 
technische Regulierungsstandards zur Präzisierung der Kriterien im Zusammenhang mit der 
Methode zur Festlegung der Mindestanforderung an Eigenmittel und berücksichtigungsfähige 

Verbindlichkeiten 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 zur Festlegung 
eines Rahmens für die Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen (1), insbesondere 
Artikel 45 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Eine wirksame Abwicklung ist nur dann durchführbar und glaubwürdig, wenn ein Institut über angemessene 
interne finanzielle Ressourcen zur Absorption von Verlusten und zu Rekapitalisierungszwecken verfügt, wobei 
bestimmte Verbindlichkeiten, insbesondere solche, die vom Bail-in ausgeschlossen sind, nicht berücksichtigt 
werden. In der Richtlinie 2014/59/EU ist vorgesehen, dass Institute eine Mindestanforderung an Eigenmittel und 
berücksichtigungsfähige Verbindlichkeiten (im Folgenden „MREL“) erfüllen sollten, um zu vermeiden, dass die 
Institute sich allzu sehr auf Refinanzierungsformen stützen, die vom Bail-in ausgeschlossen sind, da eine 
Nichterfüllung der MREL die Verlustabsorptions- und Rekapitalisierungskapazität der Institute und schließlich die 
Gesamtwirkung der Abwicklung beeinträchtigen würde. 

(2)  Bei der Bestimmung der MREL im Einklang mit Artikel 45 Absatz 6 Buchstaben a und b der Richtlinie 
2014/59/EU sollte die Abwicklungsbehörde im Falle der Anwendung des Bail-in-Instruments prüfen, ob 
sichergestellt werden muss, dass das Institut über eine angemessene Verlustabsorptionskapazität verfügt und 
ausreichend rekapitalisiert werden kann, um seine Quote für das harte Kernkapital wieder auf ein Niveau 
anzuheben, das ausreicht, um den Eigenmittelanforderungen für die Zulassung zu genügen und gleichzeitig ein 
ausreichendes Marktvertrauen zu erhalten. Aufgrund der engen Verknüpfung mit Aufsichtsbeschlüssen muss die 
Abwicklungsbehörde diese Bewertungen im Benehmen mit der zuständigen Behörde und gemäß den 
Anforderungen nach Artikel 45 Absatz 6 der Richtlinie 2014/59/EU vornehmen und sollte für die Zwecke der 
Festlegung von Aufsichtsanforderungen im Rahmen ihrer Verpflichtung zur Anhörung der zuständigen Behörde 
gemäß Artikel 45 Absatz 6 der Richtlinie 2014/59/EU folglich die Bewertungen der zuständigen Behörde 
bezüglich Geschäftsmodell, Refinanzierungsmodell und Risikoprofil des Instituts berücksichtigen. 

(3)  Insbesondere sollte bei der Bewertung der zur Verlustabsorption erforderlichen Kapazitäten den bestehenden 
Kapitalanforderungen an das Institut und bei der Bewertung der zur Wiederherstellung der Kapitalbasis 
erforderlichen Kapazitäten den Kapitalanforderungen eingehend Rechnung getragen werden, die nach Anwendung 
der Abwicklungsstrategie gelten dürften, es sei denn, es gibt konkrete Gründe, weshalb Verluste bei der 
Abwicklung anders bewertet werden sollten als im Normalfall. Eine ähnliche Bewertung ist erforderlich, um 
sicherzustellen, dass die MREL ausreicht, um die Abwicklungsfähigkeit eines Instituts sicherzustellen, wenn andere 
Abwicklungsinstrumente als ein Bail-in angewandt werden müssen. 
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(4)  Nach Artikel 45 Absatz 6 Buchstabe c der Richtlinie 2014/59/EU müssen die Abwicklungsbehörden außerdem 
prüfen, ob die Möglichkeit besteht, dass bestimmte im Abwicklungsplan und im Rahmen der Bewertung der 
Abwicklungsfähigkeit ermittelte Kategorien berücksichtigungsfähiger Verbindlichkeiten vom Bail-in ausgeschlossen 
sein könnten. Derartige Verbindlichkeiten sollten nicht herangezogen werden, um die MREL zu erfüllen. Darüber 
hinaus sollten die Abwicklungsbehörden sicherstellen, dass ein zwingender oder auf Ermessensbasis beruhender 
Ausschluss signifikanter Beträge einer insolvenzrechtlich relevanten Verbindlichkeitenkategorie vom Bail-in nicht 
dazu führt, dass Verbindlichkeiten derselben oder einer vorrangigen Kategorie höhere Verluste als im Falle einer 
Insolvenz tragen, da dies die Abwicklungsfähigkeit einschränken würde. 

(5)  Um Hindernisse, die der Abwicklung im Wege stehen, zu beseitigen, können die Abwicklungsbehörden verlangen, 
dass ein Anteil der MREL gemäß Artikel 45 Absatz 1 der Richtlinie 2014/59/EU durch nachrangige vertragliche 
Bail-in-Instrumente erfüllt wird, eine höhere Mindestanforderung festlegen oder alternative Maßnahmen 
anwenden. Ist die Gefahr eines Verstoßes gegen den Grundsatz der Vermeidung einer Schlechterstellung von 
Gläubigern hinreichend niedrig, so ist keine Anpassung der MREL erforderlich. 

(6)  Bestimmte Institute, die unter die Richtlinie 2014/59/EU fallen, insbesondere Finanzmarktinfrastrukturen, die 
auch als Kreditinstitute zugelassen sind, haben hoch spezialisierte Geschäftsmodelle und unterliegen zusätzlichen 
Vorschriften, was bei der Festlegung der MREL berücksichtigt werden sollte. 

(7)  Im Interesse der Kohärenz mit der Beaufsichtigung sollten bei der von der Abwicklungsbehörde vorgenommenen 
Bewertung der Größe, des Geschäftsmodells, des Refinanzierungsmodells und des Risikoprofils des Instituts die 
Ergebnisse des aufsichtlichen Überprüfungs- und Bewertungsprozesses der zuständigen Behörde nach Artikel 97 
der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates (1) berücksichtigt werden, es sei denn, es 
gibt konkrete Gründe, weshalb Verluste bei der Abwicklung anders bewertet werden sollten als im Normalfall. Bei 
der Durchführung der aufsichtlichen Überprüfung und Bewertung und vorbehaltlich des Artikels 16 der 
Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates (2) sollte die zuständige Behörde den 
Leitlinien für das gemeinsame Verfahren und die gemeinsame Methode für die aufsichtliche Überprüfung und 
Bewertung (EBA/GL/2014/13) Rechnung tragen, die die EBA gemäß Artikel 107 Absatz 3 der genannten 
Richtlinie veröffentlicht hat, indem sie alle erforderlichen Anstrengungen unternimmt, um diese Leitlinien im 
Einklang mit Artikel 16 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 einzuhalten. 

(8)  Abwicklungspläne können Mechanismen für den Verlustausgleich und die Rekapitalisierung innerhalb von 
Gruppenstrukturen vorsehen, unter anderem durch Kapitalinstrumente oder berücksichtigungsfähige 
Verbindlichkeiten, die von Instituten oder Unternehmen innerhalb derselben Gruppe emittiert werden. Die 
Abwicklungsbehörden sollten derartige Mechanismen bei der Festlegung der MREL beachten, sofern diese für die 
vom Institut oder der Gruppe bevorzugte Abwicklungsstrategie wesentlich sind. 

(9)  Um sicherzustellen, dass die Abwicklungsfähigkeit nicht von der Gewährung einer finanziellen Unterstützung aus 
öffentlichen Mitteln abhängig ist und das europäische System der Abwicklungsfinanzierungsmechanismen seinen 
Zweck erfüllt und dazu beiträgt, die Finanzstabilität zu gewährleisten, sollten die Abwicklungsbehörden bei der 
Festlegung der MREL die in Artikel 101 Absatz 2 der Richtlinie 2014/59/EU genannten Bedingungen für die 
Anwendung der Abwicklungsfinanzierungsmechanismen berücksichtigen, die indirekt dazu führt, dass Teile der 
Verluste eines Instituts oder eines Unternehmens auf den Abwicklungsfinanzierungsmechanismus abgewälzt 
werden. 

(10)  Im Einklang mit Artikel 45 Absatz 6 Buchstabe f der Richtlinie 2014/59/EU sollten die Abwicklungsbehörden 
auch den möglichen negativen Auswirkungen Rechnung tragen, die der Ausfall eines Instituts auf die 
Finanzstabilität hätte. Die Abwicklungsbehörden sollten insbesondere darauf achten, dass die wirksame 
Abwicklung eines systemisch wichtigen Instituts nicht dadurch verhindert wird, dass der wirksame Beitrag zum 
Verlustausgleich und zur Rekapitalisierung gemäß Artikel 44 der Richtlinie 2014/59/EU ausgeschöpft ist. Dies 
sollte jedoch nicht dazu führen, dass die notwendige Gewährleistung ausreichender Kapazitäten für den 
Verlustausgleich und die Rekapitalisierung durch die Herabschreibung und Umwandlung berücksichtigungsfähiger 
Verbindlichkeiten geschmälert oder ersetzt wird, und bedeutet auch nicht, dass der Abwicklungsfinanzierungsme­
chanismus für diese Zwecke auf eine Weise, die nicht im Einklang mit den Grundsätzen für die Nutzung des 
Abwicklungsfinanzierungsmechanismus gemäß Artikel 44 der Richtlinie 2014/59/EU steht, angewandt werden 
sollte, da der Mechanismus ausschließlich in dem unbedingt erforderlichen Maß einzusetzen ist. 

3.9.2016 L 237/2 Amtsblatt der Europäischen Union DE     

(1) Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 über den Zugang zur Tätigkeit von 
Kreditinstituten und die Beaufsichtigung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen, zur Änderung der Richtlinie 2002/87/EG und zur 
Aufhebung der Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG (ABl. L 176 vom 27.6.2013, S. 338). 

(2) Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 zur Errichtung einer 
Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische Bankenaufsichtsbehörde), zur Änderung des Beschlusses Nr. 716/2009/EG und zur 
Aufhebung des Beschlusses 2009/78/EG der Kommission (ABl. L 331 vom 15.12.2010, S. 12). 



(11)  Im Einklang mit Artikel 45 Absatz 6 Buchstabe e der Richtlinie 2014/59/EU sollten die Abwicklungsbehörden 
prüfen, in welchem Umfang das Einlagensicherungssystem zu den Abwicklungskosten beitragen könnte, indem 
sie den Betrag schätzen, den das Einlagensicherungssystem durchführbar und glaubwürdig anstelle gedeckter 
Einlagen — würden diese in den Anwendungsbereich des Bail-in fallen — leisten könnte. Bei dieser Prüfung 
sollten die Abwicklungsbehörden sicherstellen, dass sie und das Institut alle angemessenen und notwendigen 
Maßnahmen, die mit dem Refinanzierungsmodell des Instituts vereinbar sind, ergriffen haben, um die Forderung 
nach einem Beitrag des Einlagensicherungssystems so gering wie möglich zu halten. Sollte sich aus dieser Prüfung 
ergeben, dass ein solcher Beitrag wahrscheinlich geleistet werden muss, können die Abwicklungsbehörden 
entscheiden, eine niedrigere MREL festzulegen. Ein solcher angenommener Beitrag sollte die in der Richtlinie 
2014/59/EU diesbezüglich festgelegten Grenzen nicht überschreiten und dürfte daher am relevantesten für 
Institute sein, die sich hauptsächlich über gedeckte Einlagen refinanzieren. 

(12)  Um Instituten oder Unternehmen, auf die Abwicklungsinstrumente angewandt wurden, ausreichend Zeit für die 
Erfüllung der MREL zu gewähren, empfiehlt es sich, eine Übergangszeit vorzusehen. 

(13)  Diese Verordnung stützt sich auf den Entwurf technischer Regulierungsstandards, der der Kommission von der 
Europäischen Bankenaufsichtsbehörde vorgelegt wurde. 

(14)  Die Europäische Bankenaufsichtsbehörde hat zu dem Entwurf technischer Regulierungsstandards, auf den sich 
diese Verordnung stützt, offene öffentliche Konsultationen durchgeführt, die damit verbundenen potenziellen 
Kosten- und Nutzeneffekte analysiert und die Stellungnahme der nach Artikel 37 der Verordnung (EU) 
Nr. 1093/2010 eingesetzten Interessengruppe Bankensektor eingeholt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Festlegung des erforderlichen Verlustabsorptionsbetrags 

1. Die Abwicklungsbehörden bestimmen den Verlustabsorptionsbetrag, den das Institut oder die Gruppe tragen 
können sollten. 

2. Für die Zwecke der Bestimmung des Verlustabsorptionsbetrags nach Maßgabe dieses Artikels und jeglichen Beitrags 
des Einlagensicherungssystems zu den Abwicklungskosten gemäß Artikel 6 fordert die Abwicklungsbehörde im Einklang 
mit Artikel 45 Absatz 6 der Richtlinie 2014/59/EU bei der zuständigen Behörde eine Zusammenfassung der derzeit für 
ein Institut oder eine Gruppe geltenden Kapitalanforderungen an, insbesondere Angaben zu: 

a)  Eigenmittelanforderungen gemäß den Artikeln 92 und 458 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen 
Parlaments und des Rates (1), die unter anderem Folgendes umfassen: 

i)  eine harte Kernkapitalquote von 4,5 % des Gesamtforderungsbetrags; 

ii)  eine Kernkapitalquote von 6 % des Gesamtforderungsbetrags; 

iii)  eine Gesamtkapitalquote von 8 % des Gesamtforderungsbetrags; 

b)  jeder Anforderung, über diese Anforderungen hinausgehende zusätzliche Eigenmittel vorzuhalten, insbesondere 
gemäß Artikel 104 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie 2013/36/EU; 

c)  kombinierten Kapitalpufferanforderungen im Sinne von Artikel 128 Nummer 6 der Richtlinie 2013/36/EU; 

d)  der Basel-I-Untergrenze gemäß Artikel 500 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013; 

e)  jeder anwendbaren Anforderung hinsichtlich der Verschuldungsquote. 
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3. Für die Zwecke dieser Verordnung sind Kapitalanforderungen im Einklang mit den von der zuständigen Behörde 
angewandten Übergangsbestimmungen auszulegen, die in Teil 10 Titel I Kapitel 1, 2 und 4 der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 und in den nationalen Rechtsvorschriften betreffend die Ausübung der den zuständigen Behörden durch 
diese Verordnung gewährten Optionen festgelegt sind. 

4. Der von der Abwicklungsbehörde zu bestimmende Verlustabsorptionsbetrag entspricht der Summe der in Absatz 2 
Buchstaben a, b und c genannten Anforderungen oder einem höheren Betrag, der erforderlich ist, um die in Absatz 2 
Buchstabe d oder e genannten Anforderungen einzuhalten. 

5. Die Abwicklungsbehörde kann einen Verlustabsorptionsbetrag wie folgt festlegen: 

a)  der Verlustabsorptionsbetrag entspricht dem gemäß Absatz 4 bestimmten standardmäßigen Verlustabsorptionsbetrag; 

b)  der Verlustabsorptionsbetrag ist 

i)  entweder höher als der im Einklang mit Absatz 4 bestimmte standardmäßige Verlustabsorptionsbetrag, wenn 

—  der standardmäßige Verlustabsorptionsbetrag unter Berücksichtigung der bei der zuständigen Behörde 
angeforderten Informationen zum Geschäftsmodell, Refinanzierungsmodell und Risikoprofil des Instituts nach 
Artikel 4 die Notwendigkeit, bei der Abwicklung Verluste auszugleichen, nicht in vollem Umfang widerspiegelt 
oder 

—  es notwendig ist, ein der Abwicklungsfähigkeit entgegen stehendes Hindernis abzubauen oder zu beseitigen 
oder Verluste im Zusammenhang mit für die Mindestanforderung an Eigenmittel und berücksichtigungsfähige 
Verbindlichkeiten gehaltenen Instrumenten, die von anderen Unternehmen der Gruppe begeben wurden, 
aufzufangen; 

ii)  oder niedriger als der gemäß Absatz 4 bestimmte standardmäßige Verlustabsorptionsbetrag, soweit unter 
Berücksichtigung der von der zuständigen Behörde erhaltenen Informationen zum Geschäftsmodell, Refinanzie­
rungsmodell und Risikoprofil des Instituts nach Artikel 4 

—  die auf der Grundlage der Ergebnisse der Stresstests oder zur Deckung makroaufsichtlicher Risiken bestimmten 
zusätzlichen Eigenmittelanforderungen nach Absatz 2 Buchstabe b als nicht relevant erachtet werden, um 
sicherzustellen, dass Verluste bei einer Abwicklung ausgeglichen werden können oder 

—  ein Teil der kombinierten Kapitalpufferanforderung im Sinne von Absatz 2 Buchstabe c von der 
Abwicklungsbehörde als nicht relevant erachtet wird, um sicherzustellen, dass Verluste bei einer Abwicklung 
ausgeglichen werden können. 

6. Wird die Option nach Absatz 5 Buchstabe b angewandt, so übermittelt die Abwicklungsbehörde der zuständigen 
Behörde im Rahmen der in Artikel 45 Absatz 6 der Richtlinie 2014/59/EU vorgesehenen Anhörung der zuständigen 
Behörde eine mit Gründen versehene Erklärung über den festgelegten Verlustabsorptionsbetrag. 

Artikel 2 

Festlegung des zur weiteren Einhaltung der Zulassungsbedingungen, zur Fortführung der 
Geschäftstätigkeiten und zur Aufrechterhaltung des Vertrauens des Marktes in das Institut 

erforderlichen Betrags 

1. Die Abwicklungsbehörden legen den für die Umsetzung der gemäß der Abwicklungsplanung bevorzugten 
Abwicklungsstrategie erforderlichen Rekapitalisierungsbetrag fest. 

2. Führt die Bewertung der Abwicklungsfähigkeit zu dem Schluss, dass die Liquidation des Instituts im Rahmen des 
regulären Insolvenzverfahrens durchführbar und glaubwürdig ist, wird der Rekapitalisierungsbetrag mit Null angesetzt, es 
sei denn, die Abwicklungsbehörde beschließt, dass ein positiver Betrag erforderlich ist, da die Abwicklungsziele im Falle 
der Liquidation nicht im gleichen Umfang erfüllt würden wie bei einer alternativen Abwicklungsstrategie. 

3. Bei der Schätzung des aufsichtsrechtlichen Kapitalbedarfs des Instituts nach Umsetzung der bevorzugten 
Abwicklungsstrategie verwendet die Abwicklungsbehörde die jüngsten gemeldeten Werte für den relevanten Gesamtfor­
derungsbetrag bzw. den Nenner der Verschuldungsquote, es sei denn, alle nachstehenden Faktoren treffen zu: 

a) Im Abwicklungsplan wird jede direkt aus einer Abwicklungsmaßnahme resultierende Veränderung des aufsichts­
rechtlichen Kapitalbedarfs genannt, erläutert und quantifiziert; 
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b)  die Veränderung nach Buchstabe a ist laut Bewertung der Abwicklungsfähigkeit durchführbar und glaubwürdig, hat 
keine nachteiligen Auswirkungen auf kritische Funktionen des Instituts und erfordert über die Beiträge aus 
Abwicklungsfinanzierungsmechanismen gemäß Artikel 101 Absatz 2 der Richtlinie 2014/59/EU und gemäß den 
Grundsätzen für deren Einsatz gemäß Artikel 44 Absätze 5 und 8 der genannten Richtlinie hinaus keine 
außerordentliche finanzielle Unterstützung. 

4. Hängen die in Absatz 3 genannten Veränderungen vom Verhalten eines Käufers von Vermögenswerten oder 
Geschäftsbereichen des in Abwicklung befindlichen Instituts oder von Dritten ab, erstellt die Abwicklungsbehörde für die 
zuständige Behörde eine mit Gründen versehene Erklärung über die Durchführbarkeit und Glaubwürdigkeit dieser 
Veränderung. 

5. Der Rekapitalisierungsbetrag entspricht zumindest dem gemäß der geltenden Kapitalanforderungen, deren 
Erfüllung Voraussetzung für die Zulassung nach Durchführung der bevorzugten Abwicklungsstrategie ist, erforderlichen 
Betrag. 

6. Die in Absatz 5 genannten Kapitalanforderungen umfassen Folgendes: 

a)  Eigenmittelanforderungen gemäß den Artikeln 92 und 458 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013, die unter anderem 
Folgendes umfassen: 

i)  eine harte Kernkapitalquote von 4,5 % des Gesamtforderungsbetrags; 

ii)  eine Kernkapitalquote von 6 % des Gesamtforderungsbetrags; 

iii)  eine Gesamtkapitalquote von 8 % des Gesamtforderungsbetrags; 

b)  jede Anforderung, über die Anforderung nach Buchstabe a hinausgehende zusätzliche Eigenmittel vorzuhalten, 
insbesondere gemäß Artikel 104 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie 2013/36/EU; 

c)  die Basel-I-Untergrenze gemäß Artikel 500 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013; 

d)  jede anwendbare Anforderung hinsichtlich der Verschuldungsquote. 

7. Der Rekapitalisierungsbetrag umfasst jeden zusätzlichen Betrag, den die Abwicklungsbehörde zur Aufrecht­
erhaltung des Marktvertrauens nach der Abwicklung für erforderlich hält. 

8. Der standardmäßige zusätzliche Betrag entspricht der kombinierten Kapitalpufferanforderung gemäß Kapitel 4 
Abschnitt 1 der Richtlinie 2013/36/EU, die nach Anwendung der Abwicklungsinstrumente für das Institut gelten würde. 

Der von der Abwicklungsbehörde verlangte zusätzliche Betrag kann niedriger als der standardmäßige Betrag sein, wenn 
die Abwicklungsbehörde zu dem Schluss gelangt, dass ein niedrigerer Betrag zur Aufrechterhaltung des Marktvertrauens 
ausreichen und sowohl die Fortsetzung kritischer wirtschaftlicher Funktionen des Instituts als auch den Zugang zu 
Finanzmitteln sicherstellen würde, ohne dass über die Beiträge aus Abwicklungsfinanzierungsmechanismen gemäß 
Artikel 101 Absatz 2 und Artikel 44 Absätze 5 und 8 der Richtlinie 2014/59/EU hinaus eine außerordentliche 
finanzielle Unterstützung erforderlich ist. 

Bei der Bestimmung des Betrags, der zur Aufrechterhaltung des Marktvertrauens erforderlich ist, wird berücksichtigt, ob 
die Kapitalausstattung des Instituts nach der Abwicklung im Vergleich zur aktuellen Kapitalausstattung vergleichbarer 
Institutionen angemessen wäre. 

9. Die Abwicklungsbehörde kann in Abstimmung mit der zuständigen Behörde und unter Berücksichtigung der von 
der zuständigen Behörde übermittelten Informationen über Geschäftsmodell, Refinanzierungsmodell und Risikoprofil des 
Instituts gemäß Artikel 4 unbeschadet der Bestimmungen von Absatz 3 beschließen, dass es durchführbar und 
glaubwürdig wäre, die Gesamtheit oder einen Teil der derzeit für das Unternehmen geltenden zusätzlichen Eigenmittelan­
forderung oder Anforderungen an Kapitalpuffer nach Durchführung der Abwicklungsstrategie nicht anzuwenden. In 
diesem Fall kann dieser Teil der Anforderung für die Zwecke der Bestimmung des Rekapitalisierungsbetrags unberück­
sichtigt bleiben. 

10. Bei der Bewertung nach Absatz 7 wird der Kapitalausstattung anderer Unternehmen der Gruppe, die glaubwürdig 
und durchführbar zum Marktvertrauen in das Unternehmen nach erfolgter Abwicklung beitragen könnten, Rechnung 
getragen, und zwar in Bezug auf Unternehmen, die 

a)  Tochterunternehmen einer Gruppe mit konsolidierter Mindestanforderung an Eigenmittel und berücksichtigungsfähige 
Verbindlichkeiten sind; 
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b)  nach Umsetzung der bevorzugten Abwicklungsstrategie weiterhin die Bedingungen gemäß Buchstabe a erfüllen und 

c)  nach Umsetzung der bevorzugten Abwicklungsstrategie als einzelnes Unternehmen wahrscheinlich nicht mehr das 
Vertrauen des Marktes genießen und keinen Zugang zu Finanzmitteln haben werden. 

11. Sind die Vermögenswerte, Verbindlichkeiten und Geschäftsbereiche des Instituts nach Umsetzung der bevorzugten 
Abwicklungsstrategie auf mehrere verschiedene Unternehmen aufzuteilen, sind Verweise auf Risikopositionsbeträge und 
Kapitalanforderungen gemäß den Absätzen 1 bis 10 als Verweise auf die Gesamtbeträge für diese Unternehmen zu 
verstehen. 

Artikel 3 

Ausnahmen vom Bail-in oder teilweise Übertragung als Hindernis für die Abwicklungsfähigkeit 

1. Die Abwicklungsbehörde gibt alle Verbindlichkeiten an, die gemäß Artikel 44 Absatz 2 der Richtlinie 2014/59/EU 
vom Bail-in ausgeschlossen werden oder gemäß Artikel 44 Absatz 3 der genannten Richtlinie nach allgemeinem 
Ermessen völlig oder teilweise vom Bail-in ausgeschlossen werden oder einem Empfänger unter Anwendung anderer auf 
dem Abwicklungsplan basierender Abwicklungsinstrumente vollständig übertragen werden. 

2. Wenn in Bezug auf eine Verbindlichkeit, die für die Aufnahme in die Mindestanforderung an Eigenmittel und 
berücksichtigungsfähige Verbindlichkeiten infrage kommt, festgestellt wird, dass sie gemäß Absatz 1 völlig oder teilweise 
ausgeschlossen werden kann, sorgt die Abwicklungsbehörde unbeschadet des Artikels 6 dafür, dass die Mindestan­
forderung an Eigenmittel und berücksichtigungsfähige Verbindlichkeiten für die Zwecke des gemäß Artikel 1 
festgesetzten Verlustabsorptionsbetrags und zum Erreichen des gemäß Artikel 2 festgesetzten Rekapitalisierungsbetrags 
ausreichend ist, ohne eine Herabschreibung oder Umwandlung dieser Verbindlichkeiten erforderlich zu machen. 

3. Die Abwicklungsbehörde prüft, ob nach Absatz 1 ermittelte Verbindlichkeiten in der Rangordnung der Gläubiger 
gegenüber Kategorien von Verbindlichkeiten, die für die Aufnahme in die Mindestanforderung an Eigenmittel und 
berücksichtigungsfähige Verbindlichkeiten infrage kommende Verbindlichkeiten enthalten, gleichrangig oder nachrangig 
sind, und prüft für jede solche Kategorie, ob der Betrag der ermittelten Verbindlichkeiten mehr als 10 % dieser Kategorie 
ausmacht. 

Stellt die Abwicklungsbehörde fest, dass die in Unterabsatz 1 genannten Bedingungen erfüllt sind, so bewertet sie auch, 
ob der Notwendigkeit der Verlustabsorption und eines Rekapitalisierungsbeitrags durch die in Unterabsatz 1 genannten 
Verbindlichkeiten im Falle, dass diese nicht vom Bail-in ausgeschlossen werden, unter Wahrung der Gläubigerschutzbe­
stimmungen des Artikels 73 der Richtlinie 2014/59/EU durch Verbindlichkeiten entsprochen werden kann, die für die 
Aufnahme in die Mindestanforderung an Eigenmittel und berücksichtigungsfähige Verbindlichkeiten infrage kommen 
und nicht von der Verlustabsorption oder der Rekapitalisierung ausgeschlossen werden. 

4. Die Abwicklungsbehörde führt Aufzeichnungen über alle Annahmen, Berechnungen und sonstige Informationen, 
die bei der Bewertung der Konformität der Mindestanforderung an Eigenmittel und berücksichtigungsfähige 
Verbindlichkeiten mit den Bedingungen gemäß Absatz 3 herangezogen werden. 

Artikel 4 

Geschäftsmodell, Refinanzierungsmodell und Risikoprofil 

1. Für die Zwecke von Artikel 45 Absatz 6 Buchstabe d der Richtlinie 2014/59/EU berücksichtigt die 
Abwicklungsbehörde im Rahmen der nach Artikel 45 Absatz 6 der Richtlinie 2014/59/EU erforderlichen Konsultation 
von der zuständigen Behörde erhaltene Informationen, einschließlich der Zusammenfassung und Erläuterung der 
Ergebnisse des Verfahrens der aufsichtlichen Überprüfung und Bewertung gemäß Artikel 97 der Richtlinie 2013/36/EU, 
insbesondere: 

a)  eine Zusammenfassung der Bewertung des Geschäftsmodells, Refinanzierungsmodells und Gesamtrisikoprofils des 
Instituts; 

b)  eine Zusammenfassung der Bewertung, ob Kapital und Liquidität, die ein Institut vorhält, eine solide Deckung der 
Risiken aus dem Geschäftsmodell, Refinanzierungsmodell und Gesamtrisikoprofil des Instituts gewährleisten; 
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c) Informationen über die Art und Weise, wie Risiken und Schwachstellen des Geschäftsmodells, Refinanzie­
rungsmodells und Risikoprofils des Instituts, die im Laufe des Verfahrens der aufsichtlichen Überprüfung und 
Bewertung festgestellt werden, direkt oder indirekt in den zusätzlichen Eigenmittelanforderungen, die für ein Institut 
gemäß Artikel 104 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie 2013/36/EU gelten, ausgehend von den Ergebnissen der 
aufsichtlichen Überprüfung und Bewertung Rechnung getragen wird; 

d)  Informationen über sonstige auf ein Institut angewandte Aufsichtsanforderungen zur Steuerung von Risiken und 
Schwachstellen des Geschäftsmodells, Refinanzierungsmodells und Risikoprofils des Instituts, die im Laufe des 
Verfahrens der aufsichtlichen Überprüfung und Bewertung festgestellt werden. 

2. Die Abwicklungsbehörde berücksichtigt die in Absatz 1 genannten Informationen bei Anpassungen der 
standardmäßigen Verlustabsorptions- und Rekapitalisierungsbeträge gemäß Artikel 1 Absatz 5 und Artikel 2 Absatz 9, 
um sicherzustellen, dass die angepasste Mindestanforderung an Eigenmittel und berücksichtigungsfähige 
Verbindlichkeiten aus dem Geschäftsmodell, Refinanzierungsprofil und Gesamtrisikoprofil des Instituts erwachsende 
Risiken für die Abwicklungsfähigkeit angemessen widerspiegelt. 

Die Abwicklungsbehörde übermittelt der zuständigen Behörde eine mit Gründen versehene Erklärung über die 
Berücksichtigung dieser Informationen bei solchen Anpassungen im Rahmen der Verpflichtung der Abwicklungsbehörde 
zur Konsultation der zuständigen Behörde gemäß Artikel 45 Absatz 6 der Richtlinie 2014/59/EU. 

3. Im Falle von Unternehmen oder Gruppen, die Kapital- und Aufsichtsanforderungen gemäß der Verordnung (EU) 
Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates (1) oder der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 des Europäischen 
Parlaments und des Rates (2) unterliegen, sollten bei der Festlegung der standardmäßigen Verlustabsorptions- und 
Rekapitalisierungsanforderungen gemäß den Artikeln 1 und 2 der vorliegenden Verordnung nur die Kapitalanfor­
derungen gemäß der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 und der Richtlinie 2013/36/EU berücksichtigt werden. 

Die Abwicklungsbehörde kann den Verlustabsorptionsbetrag anpassen, um den in der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 
oder der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 verlangten durchführbaren und glaubwürdigen Verlustabsorptions- oder 
Rekapitalisierungsbeiträgen aus spezifischen Quellen Rechnung zu tragen. 

4. Im Falle von Tochterunternehmen einer Unternehmensgruppe, die der Mindestanforderung an Eigenmittel und 
berücksichtigungsfähige Verbindlichkeiten auf konsolidierter Basis unterliegt, kann die Abwicklungsbehörde bei der 
Festlegung des Verlustabsorptions- und Rekapitalisierungsbetrags ausschließlich auf konsolidierter Basis existierende 
Puffer ausnehmen. 

5. Wurde für die Festlegung der Quote des antizyklischen Kapitalpuffers eine andere Stelle als die zuständige Behörde 
benannt, kann die Abwicklungsbehörde von der benannten Behörde zusätzliche Informationen anfordern. 

Artikel 5 

Größe und systemische Risiken 

1. Bei Instituten und Gruppen, die von den zuständigen Behörden als global systemrelevante Institute (G-SRI) oder 
andere systemrelevante Institute (A-SRI) benannt wurden, und jedem anderen Institut, bei dem die zuständige Behörde 
oder die Abwicklungsbehörde nach allgemeinem Ermessen davon ausgeht, dass es im Falle eines Scheiterns ein 
systemisches Risiko darstellt, und das nicht unter Artikel 2 Absatz 2 dieser Verordnung fällt, berücksichtigt die 
Abwicklungsbehörde die Anforderungen von Artikel 44 der Richtlinie 2014/59/EU. 

2. Ist im Falle von Instituten, die von den zuständigen Behörden als global systemrelevante Institute (G-SRI) oder 
andere systemrelevante Institute (A-SRI) benannt wurden, von Instituten innerhalb dieser Institute sowie Instituten, bei 
denen die zuständige Behörde oder die Abwicklungsbehörde nach allgemeinem Ermessen davon ausgeht, dass sie im 
Falle eines Scheiterns ein systemisches Risiko darstellen, gemäß Artikel 45 der Richtlinie 2014/59/EU eine gemeinsame 
Entscheidung des Abwicklungskollegiums über die Mindestanforderung an Eigenmittel und berücksichtigungsfähige 
Verbindlichkeiten erforderlich, so wird jede Abwärtskorrektur der Kapitalanforderungen nach Abwicklung gemäß 
Artikel 2 Absatz 3 dokumentiert und in den Angaben für die Mitglieder des Abwicklungskollegiums begründet. 
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Artikel 6 

Beiträge des Einlagensicherungssystems zur Finanzierung der Abwicklung 

1. Die Abwicklungsbehörde kann die Mindestanforderung an Eigenmittel und berücksichtigungsfähige 
Verbindlichkeiten verringern, um den Betrag zu berücksichtigen, den Einlagensicherungssysteme gemäß Artikel 109 der 
Richtlinie 2014/59/EU zur Finanzierung der bevorzugten Abwicklungsstrategie zu leisten haben. 

2. Der Umfang einer solchen Verringerung basiert auf einer glaubwürdigen Bewertung des potenziellen Beitrags aus 
dem Einlagensicherungssystem und muss zumindest 

a)  unter einer vorsichtigen Schätzung der potenziellen Verluste liegen, die das Einlagensicherungssystem unter 
Berücksichtigung der Rangfolge der Einlagensicherungssysteme gemäß Artikel 108 der Richtlinie 2014/59/EU hätte 
tragen müssen, wenn das Institut nach dem regulären Insolvenzverfahren liquidiert worden wäre; 

b)  unter dem gemäß Artikel 109 Absatz 5 Unterabsatz 2 der Richtlinie 2014/59/EU geltenden Höchstbetrag für Beiträge 
der Einlagensicherungssysteme liegen; 

c)  das Gesamtrisiko einer Erschöpfung der verfügbaren finanziellen Mittel des Einlagensicherungssystems infolge von 
Beiträgen zu multiplen Bankeninsolvenzen oder -abwicklungen berücksichtigen und 

d)  mit anderen einschlägigen Bestimmungen des nationalen Rechts und den Pflichten und Zuständigkeiten der für das 
Einlagensicherungssystem zuständigen Behörde vereinbar sein. 

3. Die Abwicklungsbehörde dokumentiert nach Anhörung der für das Einlagensicherungssystem zuständigen Behörde 
ihr Konzept für die Bewertung des Gesamtrisikos einer Erschöpfung der verfügbaren finanziellen Mittel des Einlagensi­
cherungssystems und nimmt die Verringerungen gemäß Absatz 1 unter der Voraussetzung vor, dass kein übermäßiges 
Risiko entsteht. 

Artikel 7 

Kombinierte Bewertung der Mindestanforderung an Eigenmittel und berücksichtigungsfähige 
Verbindlichkeiten 

1. Die Abwicklungsbehörden stellen sicher, dass die Mindestanforderung an Eigenmittel und berücksichtigungsfähige 
Verbindlichkeiten ausreicht, um die Herabschreibung oder Umwandlung eines Betrags von Eigenmitteln und berücksichti­
gungsfähigen Verbindlichkeiten zu ermöglichen, der zumindest der Summe der von den Abwicklungsbehörden gemäß 
den Artikeln 1 und 2 ermittelten Verlustabsorptions- und Rekapitalisierungsbeträge gemäß den Artikeln 3 bis 6 
entspricht. 

2. Die Abwicklungsbehörden geben die berechnete Mindestanforderung an Eigenmittel und berücksichtigungsfähige 
Verbindlichkeiten als Prozentsatz der gesamten Verbindlichkeiten und Eigenmittel des Instituts an, wobei die Zurechnung 
derivativer Verbindlichkeiten zu den Gesamtverbindlichkeiten auf der Grundlage erfolgt, dass die Nettingrechte der 
Gegenpartei uneingeschränkt anerkannt werden. 

3. Die Abwicklungsbehörden legen einen Zeitplan oder ein Verfahren für die Aktualisierung der Mindestanforderung 
an Eigenmittel und berücksichtigungsfähige Verbindlichkeiten fest und berücksichtigen dabei: 

a)  die Notwendigkeit der Aktualisierung der Mindestanforderung an Eigenmittel und berücksichtigungsfähige 
Verbindlichkeiten im Zuge der Bewertung der Abwicklungsfähigkeit; 

b)  die Wahrscheinlichkeit, dass die Volatilität der gesamten Verbindlichkeiten und Eigenmittel des Unternehmens oder 
der Gruppe aufgrund ihres Geschäftsmodells dazu führt, dass die Mindestanforderung an Eigenmittel und berücksich­
tigungsfähige Verbindlichkeiten bereits zu einem früheren Zeitpunkt nicht mehr angemessen wäre. 

Artikel 8 

Übergangsregelungen und Regelungen nach Abwicklung 

1. Abweichend von Artikel 7 können die Abwicklungsbehörden bis zur Erreichung der endgültigen Mindestan­
forderung an Eigenmittel und berücksichtigungsfähige Verbindlichkeiten für Institute oder Unternehmen, auf die 
Abwicklungsinstrumente angewandt werden, einen angemessenen Übergangszeitraum festlegen. 
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2. Für die Zwecke von Absatz 1 legen die Abwicklungsbehörden einen angemessenen Übergangszeitraum fest, der so 
kurz wie möglich ist. Ferner teilen sie dem Institut während der Übergangszeit für jeden Zeitraum von 12 Monaten eine 
geplante Mindestanforderung an Eigenmittel und berücksichtigungsfähige Verbindlichkeiten mit. Am Ende des 
Übergangszeitraums entspricht die endgültige Mindestanforderung an Eigenmittel und berücksichtigungsfähige 
Verbindlichkeiten dem gemäß Artikel 7 festgesetzten Betrag. 

3. Die Abwicklungsbehörden werden nicht daran gehindert, den Übergangszeitraum oder die geplante Mindestan­
forderung an Eigenmittel und berücksichtigungsfähige Verbindlichkeiten anschließend zu überarbeiten. 

Artikel 9 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 23. Mai 2016 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2016/1451 DER KOMMISSION 

vom 2. September 2016 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 
über eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen 
(EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 des Rates (1), 

gestützt auf die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 der Kommission vom 7. Juni 2011 mit Durchführungs­
bestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates für die Sektoren Obst und Gemüse und Verarbeitungs­
erzeugnisse aus Obst und Gemüse (2), insbesondere auf Artikel 136 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der 
Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien sind 
in der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 für die in ihrem Anhang XVI Teil A aufgeführten 
Erzeugnisse und Zeiträume festgelegt. 

(2)  Gemäß Artikel 136 Absatz 1 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 wird der pauschale Einfuhrwert 
an jedem Arbeitstag unter Berücksichtigung variabler Tageswerte berechnet. Die vorliegende Verordnung sollte 
daher am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 136 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 genannten pauschalen Einfuhrwerte sind im 
Anhang der vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 2. September 2016 

Für die Kommission, 

im Namen des Präsidenten, 
Jerzy PLEWA 

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung  
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ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler Einfuhrwert 

0702 00 00 MA  160,3 

ZZ  160,3 

0707 00 05 TR  116,3 

ZZ  116,3 

0709 93 10 TR  135,1 

ZZ  135,1 

0805 50 10 AR  170,1 

CL  159,8 

MA  157,0 

TR  156,0 

UY  150,7 

ZA  167,8 

ZZ  160,2 

0806 10 10 EG  168,7 

TR  127,7 

ZZ  148,2 

0808 10 80 AR  149,9 

BR  106,9 

CL  135,3 

CN  98,0 

NZ  128,2 

US  141,5 

ZA  86,0 

ZZ  120,8 

0808 30 90 AR  90,5 

CL  103,0 

TR  136,6 

ZA  82,9 

ZZ  103,3 

0809 30 10, 0809 30 90 TR  130,7 

ZZ  130,7 

(1)  Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1106/2012 der Kommission vom 27. November 2012 zur Durchführung 
der Verordnung (EG) Nr. 471/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates über Gemeinschaftsstatistiken des Außenhandels 
mit Drittländern hinsichtlich der Aktualisierung des Verzeichnisses der Länder und Gebiete (ABl. L 328 vom 28.11.2012, S. 7). Der 
Code „ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.  
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BESCHLÜSSE 

DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2016/1452 DER KOMMISSION 

vom 2. September 2016 

betreffend bestimmte vorläufige Maßnahmen zum Schutz vor der Afrikanischen Schweinepest in 
Polen 

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen C(2016) 5708) 

(Nur der polnische Text ist verbindlich) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Richtlinie 89/662/EWG des Rates vom 11. Dezember 1989 zur Regelung der veterinärrechtlichen 
Kontrollen im innergemeinschaftlichen Handel im Hinblick auf den gemeinsamen Binnenmarkt (1), insbesondere auf 
Artikel 9 Absatz 3, 

gestützt auf die Richtlinie 90/425/EWG des Rates vom 26. Juni 1990 zur Regelung der veterinärrechtlichen und 
tierzüchterischen Kontrollen im innergemeinschaftlichen Handel mit lebenden Tieren und Erzeugnissen im Hinblick auf 
den Binnenmarkt (2), insbesondere auf Artikel 10 Absatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die Afrikanische Schweinepest ist eine ansteckende Viruserkrankung, die Haus- und Wildschweinpopulationen 
befällt; sie kann die Rentabilität der Schweinehaltung stark beeinträchtigen und damit zu Störungen im Handel 
innerhalb der Union sowie bei der Ausfuhr in Drittländer führen. 

(2) Bei einem Ausbruch der Afrikanischen Schweinepest besteht die Gefahr, dass der Erreger auf andere Schweinehal­
tungsbetriebe oder auf Wildschweine übergreift. In der Folge kann er über den Handel mit lebenden Schweinen 
oder aus ihnen gewonnenen Erzeugnissen aus einem Mitgliedstaat in andere Mitgliedstaaten und in Drittländer 
eingeschleppt werden. 

(3)  Mit der Richtlinie 2002/60/EG des Rates (3) wurden in der Union anzuwendende Mindestvorschriften für die 
Bekämpfung der Afrikanischen Schweinepest festgelegt. Artikel 9 der Richtlinie 2002/60/EG sieht für Ausbrüche 
dieser Seuche die Abgrenzung von Schutz- und Überwachungszonen vor, in denen die Maßnahmen der 
Artikel 10 und 11 der genannten Richtlinie anzuwenden sind. 

(4)  Polen hat die Kommission über den derzeitigen Stand hinsichtlich der Afrikanischen Schweinepest in seinem 
Hoheitsgebiet unterrichtet sowie gemäß Artikel 9 der Richtlinie 2002/60/EG Schutz- und Überwachungszonen 
abgegrenzt, in denen die Maßnahmen der Artikel 10 und 11 der genannten Richtlinie angewendet werden. 

(5)  Um unnötige Störungen des Handels innerhalb der Union zu verhindern und um zu vermeiden, dass Drittländer 
ungerechtfertigte Handelshemmnisse schaffen, müssen die Schutz- bzw. Überwachungszonen in Bezug auf die 
Afrikanische Schweinepest in Polen in Zusammenarbeit mit diesem Mitgliedstaat auf Unionsebene abgegrenzt 
werden. 

(6)  Im August 2016 ereignete sich ein Ausbruch bei Hausschweinen im powiat moniecki in Polen. Angesichts der 
Tatsache, dass dieser Ausbruch gemäß den vorläufigen Nachweisen aus Polen mit menschlichen Aktivitäten in 
Zusammenhang steht und dass die Afrikanische Schweinepest anderen Nachweisen zufolge nicht innerhalb der 
Wildschweinpopulation in den betroffenen Gebieten grassiert, sind zusätzlich zu den im Durchführungsbeschluss 
2014/709/EU der Kommission (4) festgelegten Maßnahmen spezifische Maßnahmen erforderlich, die auch der 
Tatsache Rechnung tragen, dass es sich hierbei um den fünfzehnten Ausbruch dieser Krankheit bei Schweinen in 
diesem Jahr handelt und dass die Ausbrüche in verschiedenen Gebieten Polens auftraten, die bereits 
Einschränkungen unterlagen. 
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(7)  Um angemessen, vorsorglich und effizient auf diese Lage zu reagieren, ist es wichtig, genau definierte 
Maßnahmen zur Einschränkung der Verbringung von Tieren und deren Erzeugnissen in den im Anhang dieses 
Beschlusses aufgeführten Gebieten festzulegen. Diese Maßnahmen sind aufgrund des Typs der bei Hausschweinen 
gemeldeten Ausbrüche und deren Ursachen gerechtfertigt. 

(8)  Aufgrund der relativ großen Entfernungen zwischen den Orten der jüngsten Ausbrüche, die von Polen vorläufig 
dem menschlichen Faktor zugerechnet werden, sowie aufgrund der neuesten epidemiologischen Daten ist es nun 
notwendig und verhältnismäßig, erheblich größere Gebiete abzudecken, um weitere Ausbrüche zu vermeiden. 

(9)  Die in diesem Beschluss festgelegten Maßnahmen sollten die Anwendung der in der Richtlinie 2002/60/EG 
vorgesehenen Maßnahmen umfassen, insbesondere im Hinblick auf die strikten Beschränkungen der Verbringung 
und des Transports von Schweinen gemäß den Artikeln 10 und 11 der genannten Richtlinie in den im Anhang 
des vorliegenden Beschlusses beschriebenen Gebieten. 

(10)  Um auf diese neue epidemiologische Lage kohärent und angemessen zu reagieren, müssen die in diesem 
Beschluss vorgesehenen Maßnahmen und der Durchführungsbeschluss 2014/709/EU bei der nächsten Sitzung 
des Ständigen Ausschusses für Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel überprüft werden. Besonders zu 
berücksichtigen sind dabei die Untersuchungsergebnisse bezüglich der vorläufigen Informationen über einige der 
Ausbrüche bei Hausschweinen in Polen im Jahr 2016, die darauf hinwiesen, dass diese Ausbrüche nicht mit 
Wildschweinen, sondern mit menschlichen Aktivitäten im Zusammenhang standen, sowie die Ergebnisse weiterer 
Überwachung und sonstige einschlägige epidemiologische Informationen. 

(11)  Daher sollten bis zur nächsten Sitzung des Ständigen Ausschusses für Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und 
Futtermittel die als Schutz- bzw. Überwachungszonen ausgewiesenen Gebiete in Polen im Anhang dieses 
Beschlusses aufgeführt und die Dauer dieser Regionalisierung festgelegt werden. 

(12)  Dieser Beschluss ist auf der nächsten Sitzung des Ständigen Ausschusses für Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und 
Futtermittel zu überprüfen — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Polen stellt sicher, dass die gemäß Artikel 9 der Richtlinie 2002/60/EG abgegrenzten Schutz- und Überwachungszonen 
mindestens die Gebiete umfassen, die im Anhang des vorliegenden Beschlusses als Schutz- und Überwachungszonen 
aufgeführt sind. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss gilt bis zum 15. Oktober 2016. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss ist an die Republik Polen gerichtet. 

Brüssel, den 2. September 2016 

Für die Kommission 
Vytenis ANDRIUKAITIS 

Mitglied der Kommission  
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ANHANG 

Polen Gebiete gemäß Artikel 1 Gültig bis 

Schutzzone Die Grenzen dieser Schutzzone verlaufen wie folgt: 

a)  von Osten: vom nördlichen Rand des Dorfes Sanie-Dąb nach Süden 
auf der Straße zwischen den Dörfern Sanie-Dąb und Kołaki Koś­
cielne zum Schnittpunkt mit dem Fluss Dąb, dann entlang des Flus­
ses Dąb nach Südosten, dann entlang des Waldrandes zum westli­
chen Rand des Dorfes Tybory-Olszewo, dann entlang der Straße 
zwischen den Dörfern Tybory-Olszewo und Tybory-Kamianka, dann 
am westlichen Rand des Dorfes Tybory-Kamianka zur Straße zwi­
schen den Dörfern Tybory-Kamianka und Jabłonka Kościelna, dann 
südlich zum Wasserlauf zwischen dem Weiher Kamianka und dem 
Fluss Jabłonka, dann zur Mündung des Wasserlaufs in den Fluss Jab­
łonka, dann in gerader Linie südlich zur Kreuzung der Straße Nr. 66 
mit der Straße zwischen den Dörfern Jabłonka Kościelna und Mio­
dusy-Litwa; 

b)  von Süden: entlang der Straße Nr. 66 in westlicher Richtung zum 
Schnittpunkt des Flusses Jabłonka mit der Straße Nr. 66, dann ent­
lang des südlichen Randes des Dorfes Faszcze zum Fluss Jabłonka, 
dann westlich entlang des Flusses Jabłonka zur Grenze zwischen 
den Dörfern Wdziękoń Pierwszy und Wdziękoń Drugi, dann in ge­
rader Linie nach Norden zur Straße Nr. 66, dann entlang der Straße 
Nr. 66 westlich zum Schnittpunkt des Wasserlaufs mit der Straße 
Nr. 66 auf der Höhe des Dorfes Wdziękoń Pierwszy; 

c)  von Westen: nach Norden entlang des Wasserlaufs zum Waldrand, 
dann entlang des östlichen Randes des Reservats Grabówka, dann 
entlang des östlichen Waldrandes zur Straße zwischen den Dörfern 
Grabówka und Wróble-Arciszewo; 

d)  von Norden: in gerader Linie nach Osten zum Fluss Dąb unterhalb 
des Dorfes Czarnowo Dąb, dann in gerader Linie nach Osten ent­
lang des nördlichen Randes des Dorfes Sanie-Dąb zur Straße zwi­
schen den Dörfern Sanie-Dąb und Kołaki Kościelne. 

Die Grenzen dieser Schutzzone verlaufen wie folgt: 

a) von Norden: vom Dorf Konowały entlang der Stadtstraße zur Kreu­
zung mit der Szosa Kruszewska, dann die Szosa Kruszewska entlang 
des südlichen Waldrandes zur Ausfahrt zum Dorf Kruszewo; 

b)  von Westen: durch das Dorf Kruszewo entlang des Ostufers des 
Flusses Narew auf der Höhe des Dorfes Waniewo zur Grenze mit 
dem powiat wysokomazowiecki; 

c)  von Süden: von der Grenze mit dem powiat wysokomazowiecki 
entlang des Westufers des Flusses Narew; 

d)  von Osten: vom Westufer des Flusses Narew in gerader Linie nach 
Topilec-Kolonia, dann in gerader Linie zum Dorf Konowały.  

15. Oktober 2016 
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Polen Gebiete gemäß Artikel 1 Gültig bis 

Die Grenzen dieser Schutzzone verlaufen wie folgt: 

a)  von Norden: von der Kreuzung der Straße Nr. 63 mit der Straße, 
die zum Gefängnis in Czerwony Bór führt, in einer Kurve in Rich­
tung des Dorfes Polki-Teklin, dann oberhalb dieses Dorfes zum 
Schnittpunkt mit dem Fluss Gać zum östlichen Rand der Fischteiche 
beim Dorf Poryte-Jabłoń; 

b)  von Osten: entlang des östlichen Randes der Fischteiche beim Dorf 
Poryte-Jabłoń in Richtung der Straße zwischen dem Dorf Poryte-Jab­
łoń und der Straße Nr. 66, dann entlang des westlichen Randes die­
ses Dorfes in Richtung der Straße Nr. 63; 

c) von Süden: von der Straße Nr. 63 oberhalb des Dorfes Stare Zakr­
zewo entlang der Straße zwischen diesem Dorf und dem Dorf Ta­
będz, dann entlang des westlichen und des nördlichen Randes dieses 
Dorfes; 

d)  von Westen: in gerader Linie nach Norden zum westlichen Rand des 
Dorfes Bacze Mokre, dann vom westlichen Rand des Dorfes Bacze 
Mokre in gerader Linie nach Nordosten zur Straße, die zum Gefäng­
nis in Czerwony Bór führt, dann entlang dieser Straße zur Straße 
Nr. 63. 

Die Grenzen dieser Schutzzone verlaufen wie folgt: 

a)  von Norden: von der Grenze des powiat wysokomazowiecki entlang 
des Wasserlaufs Brok Mały zum Dorf Miodusy-Litwa entlang seines 
südwestlichen Randes; dann von der Grenze des powiat zambrowski 
in Richtung des Dorfes Krajewo Białe, entlang des südlichen Dorf­
randes, dann entlang der Straße in Richtung des Dorfes Stary Skar­
żyn; 

b) von Westen: entlang des westlichen Randes des Dorfes Stary Skar­
żyn zum Schnittpunkt mit dem Wasserlauf Brok Mały, dann in süd­
östlicher Richtung unterhalb des Dorfes Zaręby-Krztęki zur Grenze 
des powiat zambrowski; 

c)  von Süden: von der Grenze des powiat zambrowski entlang des 
Wasserlaufs, der zum Dorf Kaczyn-Herbasy fließt; 

d)  von Osten: entlang der Straße zwischen den Dörfern Miodusy-Litwa 
und Święck-Nowiny. 

Die Grenzen dieser Schutzzone verlaufen wie folgt: 

a)  von Norden: vom südlichen Rand des Dorfes Kierzki in östlicher 
Richtung zur Straße Nr. 671 oberhalb des nördlichen Randes des 
Dorfes Czajki; 

b)  von Osten: von der Straße Nr. 671 zum Dorf Jabłonowo-Kąty, dann 
in südlicher Richtung entlang des westlichen Ufers des Flusses 
Awissa; dann zur Straße zwischen Idźki Średnie und Kruszewo-Bro­
dowo vom westlichen Rand des Dorfes Kruszewo-Brodowo; 

c)  von Süden: von der Straße Nr. 671 auf der Höhe des Dorfes Idźki- 
Wykno entlang der Straße zwischen den Dörfern Sokoły und Ja­
miołki-Godzieby; 

d)  von Westen: vom Dorf Jamiołki-Godzieby entlang des Ostuferns des 
Flusses Ślina zum Dorf Jamiołki-Kowale, dann nach Norden durch 
das Dorf Stypułki-Borki zur Straße zwischen Kierzki und Czajki am 
östlichen Rand des Dorfes Kierzki.  
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Polen Gebiete gemäß Artikel 1 Gültig bis 

Die Grenzen dieser Schutzzone verlaufen wie folgt: 

a)  von Osten: vom Stadtrand von Bielsk Podlaski, Adam-Mickiewicz- 
Straße, entlang des östlichen Stadtrandes von Bielsk Podlaski; 

b)  von Süden: entlang des östlichen Stadtrandes von Bielsk Podlaski 
zum Dorf Piliki, einschließlich des Dorfes Piliki, und weiter in ge­
rader Linie zur Straße Nr. 66; 

c) von Westen: von der Straße Nr. 66 in Richtung des westlichen Ran­
des des Dorfes Augustowo, einschließlich des Dorfes Augustowo, 
dann vom Dorf Augustowo in gerader Linie zum Schnittpunkt der 
Eisenbahnstrecke mit der lokalen Straße Nr. 1575B; 

d) von Norden: vom Schnittpunkt der Eisenbahnstrecke mit der loka­
len Straße Nr. 1575B entlang des nördlichen Stadtrandes von Bielsk 
Podlaski zur Stadtgrenze von Bielsk Podlaski, Adam-Mickiewicz- 
Straße. 

Die Grenzen dieser Schutzzone verlaufen wie folgt: 

a) von Osten: vom Fluss Bug entlang der Grenze des województwo lu­
belskie bis zur Bezirksstraße Nr. 2007W; 

b)  von Süden: entlang der Bezirksstraße Nr. 2007W mit dem gesamten 
Dorf Borsuki und dem Waldgebiet in der Schleife des Flusses Bug; 

c)  von Norden und Westen: der Fluss Bug. 

Die Grenzen dieser Schutzzone verlaufen wie folgt: 

a)  von Osten: entlang der Staatsgrenze zu Weißrussland vom Fluss 
Bug auf der Höhe des Waldgebiets; 

b)  von Norden: entlang einer Linie vom Waldgebiet ab der Staatsgrenze 
bis zur Straße zwischen den Dörfern Sutno und Niemirów, dann 
entlang dieser Straße bis zur Kreuzung mit der lokalen Straße, die 
nach Süden führt; 

c)  von Westen: entlang der lokalen Straße, die ab der Kreuzung mit 
der Straße zwischen den Dörfern Sutno und Niemirów nach Süden 
führt, bis zur Höhe des Flusses Bug; 

d)  von Süden: entlang des Flussverlaufs des Bug vom Ende der lokalen 
Straße, die an der Kreuzung mit der Straße zwischen Sutno und Nie­
mirów beginnt, bis zur Staatsgrenze. 

Die Grenzen dieser Schutzzone verlaufen wie folgt: 

a) von Osten: von der Mündung des Flusses Czyżówka in einer ge­
raden Linien bis zum Fluss Bug in nördlicher Richtung; 

b) von Norden: entlang des Flusses Bug bis zur Grenze mit dem woje­
wództwo mazowieckie;  
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Polen Gebiete gemäß Artikel 1 Gültig bis 

c) von Westen: vom Fluss Bug in südlicher Richtung entlang des Feld­
wegs bis zum nördlichen Rand des Waldes Las Konstantynowski, 
dann weiter bis zur Straße zwischen Gnojno und Konstantynów 
und entlang dieser Straße in südlicher Richtung bis zum südlichen 
Waldrand, dann entlang des Feldweges in östlicher Richtung bis 
zum Dorf Witoldów und dann bis zur Straße zwischen Konstanty­
nów und Janów Podlaski; 

d)  von Süden: entlang der Straße zwischen Konstantynów und Janów 
Podlaski in östlicher Richtung bis zum Fluss Czyżówka. 

Die Grenzen dieser Schutzzone verlaufen wie folgt: 

a)  von Osten: vom Dorf Stara Bordziłówka entlang der in nördlicher 
Richtung verlaufenden lokalen Straße bis zur Kreuzung der Bezirks­
straßen Nr. 1022 und Nr. 1025, dann entlang der Straße Nr. 1025 
bis zum Dorf Nosów; 

b)  von Norden: vom Dorf Nosów entlang der Bezirksstraße Nr. 1024 
in westlicher Richtung bis zur Grenze mit dem województwo mazo­
wieckie; 

c) von Westen: entlang der Grenze mit dem województwo mazowiec­
kie bis zur lokalen Straße auf Höhe des Dorfes Wygnanki; 

d)  von Süden: von der Grenze mit dem województwo mazowieckie 
auf Höhe des Dorfes Wygnanki bis der zum westlichen Waldrand 
verlaufenden lokalen Straße, dann entlang der lokalen Straße am 
nördlichen Waldrand bis zu der in Richtung des Dorfes Stara Bord­
ziłówka verlaufenden lokalen Straße. 

Die Grenzen dieser Schutzzone verlaufen wie folgt: 

a)  von Osten und Süden: von der Grenze zum województwo lubelskie 
ab der lokalen Straße zwischen den Dörfern Makarówka und Ce­
łujki, entlang der Grenze zum województwo lubelskie bis zur Be­
zirksstraße Nr. 2020W und dann entlang der Straße Nr. 2020W bis 
zur Kreuzung mit der Regionalstraße Nr. 698 im Dorf Wólka No­
sowka, einschließlich des gesamten Dorfes Wólka Nosowka; 

b)  von Westen: von der Grenze zum województwo lubelskie entlang 
der lokalen Straße zwischen den Dörfern zwischen Cełujki und Ma­
karówka bis zum Dorf Makarówka, einschließlich des gesamten 
Dorfes Makarówka, dann weiter in nordwestlicher Richtung entlang 
der Bezirksstraße Nr. 2037W bis zum Dorf Huszlew, einschließlich 
des gesamten Dorfes Huszlew, dann vom Dorf Huszlew entlang der 
Bezirksstraße Nr. 2034W bis zum Ende des Waldes, dann in östli­
cher Richtung entlang des nördlichen Waldrandes bis zur östlichen 
Grenze der gmina Huszlew, dann in nördlicher Richtung entlang 
des westlichen Waldrandes bis zur Regionalstraße Nr. 698; 

c)  von Norden: entlang der Regionalstraße Nr. 698 durch das Dorf 
Rudka bis zum Dorf Stara Kornica, einschließlich der Dörfer Rudka, 
Stara Kornica und Nowa Kornica, dann entlang der Regionalstraße 
Nr. 698 bis zur Kreuzung mit der Bezirksstraße Nr. 2020W im 
Dorf Wólka Nosowska.  
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Polen Gebiete gemäß Artikel 1 Gültig bis 

Die Grenzen dieser Schutzzone verlaufen wie folgt: 

a)  von Osten: entlang der Staatsgrenze: von der Straße Nr. 640 auf der 
Höhe des Dorfes Kolonia Klukowicze; 

b) von Norden: von der Staatsgrenze entlang der Straße zwischen Ko­
lonia Klukowicze und Witoszczyzna bis zur Straße zwischen Wila­
nowo und Werpol; 

c)  von Westen: entlang der Straße zwischen Werpol und Wilanowo bis 
zur Straße Nr. 640 auf Höhe der Kreuzung mit der Straße zwischen 
Koterka und Tokary; 

d)  von Süden: vom Dorf Koterka entlang der Straße Nr. 640 bis zur 
Staatsgrenze. 

Die Grenzen dieser Schutzzone verlaufen wie folgt: 

a)  von Osten: vom Dorf Wólka Nurzecka in einer geraden Linie in 
Richtung der Grenze des powiat siemiatycki, dann entlang der 
Grenze des powiat siemiatycki bis zum Fluss Pulwa; 

b) von Süden: entlang des nördlichen Ufers des Flusses Pulwa in Rich­
tung des Dorfes Litwinowicze, dann vom Dorf Litwinowicze entlang 
der zum Dorf Anusin führenden Straße bis zur Quelle des Flusses 
Pulwa; 

c)  von Westen: von der Straße zwischen Litwinowicze und Anusin (auf 
Höhe der Quelle des Flusses Pulwa) in gerader Linie in nordwestli­
cher Richtung bis zum Dorf Siemichocze, dann von der Kreuzung 
der Straße zwischen Anusin und Siemichocze in nördlicher Rich­
tung bis zur Straße zwischen Tymianka und Nurzec, die die Straße 
in 1 km Entfernung vom Dorf Nurzec Kolonia quert; 

d) von Norden: von der Straße zwischen Tymianka und Nurzec in ge­
rade Linie bis zum Dorf Wólka Nurzecka. 

Die Grenzen dieser Schutzzone verlaufen wie folgt: 

a)  von Osten: vom Dorf Kolonia Budy in gerader Linie bis zum Dorf 
Sokoli Gròd, dann in südlicher Richtung bis zur lokalen Straße zwi­
schen den Dörfern Kulesze und Wilamówka; 

b)  von Süden: entlang der lokalen Straße bis zum Dorf Wilamówka, 
dann in gerader Linie in westlicher Richtung bis zum Dorf Olszowa 
Droga; 

c) von Westen: entlang des östlichen Ufers des Flusses Biebrza in nörd­
licher Richtung bis zur südlichen Grenze des Komplexes Osowiec 
Twierdza; 

d)  von Norden: von der südlichen Grenze des Komplexes Osowiec 
Twierdza entlang der Carska-Droga-Straße, dann in südöstlicher 
Richtung bis zum Dorf Kolonia Budy. 

Überwachungszone Die unten angegebenen Gebiete: 

Im województwo podlaskie: 

—  powiat hajnowski, 

—  powiat białostocki,  

15. Oktober 2016 
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Polen Gebiete gemäß Artikel 1 Gültig bis 

—  powiat bielski, 

—  powiat grajewski, 

—  powiat łomżyński, 

—  powiat M. Białystok, 

—  powiat M. Łomża, 

—  powiat moniecki, 

—  powiat wysokomazowiecki, 

—  powiat zambrowski. 

Im województwo mazowieckie: 

— im powiat ostrołęcki die gminy Rzekuń, Troszyn, Czerwin und Go­
worowo, 

— im powiat siedlecki die gminy Korczew, Przesmyki, Paprotnia, Such­
ożebry, Mordy, Siedlce und Zbuczyn, 

—  powiat M. Siedlce, 

—  im powiat sokołowski die gminy Ceranów, Jabłonna Lacka, Sterdyń 
und Repki, 

—  powiat łosicki, 

—  powiat ostrowski. 

Im województwo lubelskie: 

—  powiat bialski.   
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